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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger‚

— Prozeßbevollmächtigte: o.. ..................... —
Vorkündct am \ ...
42° Dcz‚ 1972

g e g e n
Reg.Heuptsekretär
.Schriftführcr
als Urkundc—
beemtcr der

„ ,GQSChdftuutOlle
Beklagte und Revisionsbéklagteo

Der 5; Senat des Rundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhändlung vom 12° Dezember 1972 in

Berlin hin durch den Vorsitzenden Richter

Dr„ L a n g k e i t‚ die Richter S p i e
l—1

‘m e y e r und Schroeder—Printzen und die ehren—

.
amtlichen Richter R e i m e r und N i t s c h e

für Recht erkannt:

Die Sprungrevision des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Lübeck vom 6° Juli 1972 wird zurück—

gewicsen°

Außergerichtliche Kosten des Révisionsverfehrens

sind nicht zu erstatten„.
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Die Beteiligten streiten darüber‚ ob die beklagte

Allgemeine Ortskrankenkasse verpflichtet ist, die

Kosten einer kieferorthopädischen Behandlung für den

Sohn Siegfried des Klägers zu übernehmen°

Der Kläger ist Mitglied der Beklagten° Er reichte dieser

im September 4969 ein Attest des Fachzahnarztes für
Kieferorthopädie Dr° van der Wäätä■„ Aii■

in dem die beabsichtigte Behandlung einer Zahnstellung8v

und Kieferanomalie bei Siegfried im einzelnen dargelegt,

die voraussichtliche Dauer der Behandlung auf 5 4/2 Jahre

geschätzt und das Bahandlungshonorar mit 40500‚—— EN

'veranschlagt wurde° Daraufhin teilte die Beklagte dem

Kläger mit Schreiben vom 9° September 4969 u„a„ mit:

"Wir beteiligen uns an den Kosten der kieferortho—

pädischen Behandlung für die voraussichtliche Behand—

lungsdauer von 42 Monaten mit einer Beihilfe bis zu

600,—— DM° Damit gelten wir die Ihnen aus dieser Be—

handlung erwachsenen Kosten — einschließlich der Fahrt»
‘kosten

— abo °°" Dieses Schreiben, das keine Rechts—

behelfsbelehrung enthielt‚ ging dem Kläger einige Tage

später zu°

Der Kläger erhob am 40° November 4974 hiergegen Wider—

spruch und verlangte von der Beklagten, sie solle
die gesamten Behandlungskosten für Siegfried in Höhe

von 40500‚—— DM übernehmen() Die Widerspruchsstelle wies

den Wider5pruch des Klägers als verspätet zurück° Die

daraufhin vom Kläger erhobene Klage hat das Sozial—

gericht (SG) abgewiesenc Es ist der Auffassung‚ der
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Bescheid der Beklagten vom 9° September 4969 sei für die

Beteiligten bindend geworden° Es sei ihr auch nicht ver—

wehrt, sich auf diese Bindungswirkung zu berufen° Das SG

hat die Berufung zugelassen°

Der Kläger hat daraufhin Sprungrevision eingelegt und seiner

Rcvisi0nsschrift das Einverständnis der Beklagten mit der

Binlegung der Sprungrevision beigefügt° Zur Begründung

macht er geltend, der Lauf der Rechtsbehelfsfrist gegen

den Bescheid der Beklagten vom 9, September 4969 sei

gemäß 5 9 Abs° 2 Verwaltungszustellungsgesetz (VWZG) nicht
in Gang gesetzt werden° Das habe das SG verkannt°

Der Kläger beantragt,

die angefochtene Entscheidung sowie den Bescheid

der Beklagten vom 9, September 4969 idF des
Widerspruchsbescheides vom 47° Dezember 4974

aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

die Kosten für die kieferorthopädische Behand—
lung des Sohnes des Klägers, Siegfried, als

Sachleistung zu gewähren°

Die Beklagte beantragt,

die Eprungrevision des Klägers zurückzuweisen°

‚
£ie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

II '

Die Sprungrevision ist unbegründet°

_zr_
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Die Berufung wäre an sich zulässig gewesen; denn bei der

hier durchgeführten kieferorthopädischen Behandlung
handelte es sich nicht um eine einmalige Leistung

.i„S° des 5 444 Abs° 4 Nr„ 4‚ sondern um eine wieder—

kehrende Leistung i„S° des 5 444 Abs° 4 Nrc\2 des
Sozialgerichtsgesetäes (SGG)„ die sich über den Zeit—

raum von drei Monaten hinaus erstreckteo Wie.der Senat

in BSG 49, 270, 274 (vgl° auch BSG vom 27° Januar 4965

in SozR Nr° 27 und vom 29° Februar 4972 Nr° 29 zu
5 444 SGG) unter Bezugnahme auf BSG 2, 455‚ 456 ent—
schieden hat, können die einzelnen Leistungen der ‘

Krankenpflege im Rahmen einer Behandlung‚ bei der von

vornherein zu erwarten ist, daß sie sich auf einen

längeren Zeitraum erstrecken wird‚ nicht jede für

sich als einmalige Leistung angesehen werden° Sie sind

vielmehr unselbständige Teilleistungen, die auf den

ihre Gestaltung im einzelnen bestimmenden Gesamtzweck

der Behandlung ausgerichtet sind und in ihrer Zusammen“

fassung ein geschlossenes Ganzes bilden() Das gilt auch

dann, wenn es sich nicht um die zeitlich vor der Ge—

währung liegende Bewilligung von Krankenpflege handelt‚

sondern um die ihr zeitlich nachfolgende‚ von der

Krankenkasse abgelehnte Übernahme der dafür entStandenen

Kosten (vgl° BSG 4„'206, 208, 209)° Andernfalls würde

die Zulässigkeit des Rechtsmittels von dem mehr zu—

fälligen Umstand abhängen, ob die Leistung? um die der
Streit der Sache nach geht, bereits erbracht ist oder

noch ausstehto

Es war deshalb kein Raum für eine Zulassung der Berufung

und damit auch, da nur gegen ein nach % 450 SGG‚ insbe»

sondere nach dessen Nr° 4, anfechtbares Urteil Sprung—

revision eingelegt werden kann (5 464 SGG)‚ das letzt—

genannte Rechtsmittel ausgeschlosseno Dennoch war die
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Sprungrevision der Beklagten zulässig, weil das SG

die Berufung, wenn auch unter Verkennung der Rechtslage,

zugelassen hat und die Beteiligten auf die Rechtmäßigkeit

des Zulassungsausspruchs vertrauen durften, Dieser Irrtum

des SG war für die Beteiligten nicht so offensichtlich,

daß deswegen ihr Vertrauen in die Rechtmäßigkeit des

Zulassungsausspruchs nicht mehr schutzbedürftig erschiene

(vgl° BSG 2, 455; BSG in SozR Nrn° 44, 46 und 22 zu 5 464
SGG)° ‘* “

Das SG hat die Klage mit Recht abgewiesen° Das Schreiben

der Beklagten vom 9, September 4969 ist als Verwaltungsakt

anzusehen; denn damit hat sie die in Betracht kommende

Leistungsverpflichtung gegenüber dem Kläger verbindlich

geregelt° Daß dieses Schreiben keine Rechtsbehelfsbelehrung

enthielt, steht seiner Eigenschaft als Verwaltungsakt

nicht entgegen°

Dieser Verwaltungsakt ist mangels rechtzeitiger Anfechtung

für den Kläger bindend (% 77 SGG) geworden, Auch wenn ein

Verwaltungsakt — wie hier — keine Rechtsbehelfsbelehrung

enthält, wird er spätestens ein Jahr nach seiner B(k8■■t*

gabe unanfechtbar (@ 66 Abs° 2 SGG)°

Die Auffassung der Revision, daß der Lauf der Rechtsbehelfs»
frist gegen den Verwaltungsakt vom 9° September 4969 gemäß

5 9 Abs° 2 VwZGnicht in Gang gesetzt worden ist, trifft
nicht zu, Diese Vorschrift, die für bestimmte Fälle

(uoao für die Erhebung der Klage, nicht jedoch für die
Einlegung des Widerspruchs — vgl° BGH, Urteil vom 6° April

4972, NJW 4972, 4258 —) die Heilung eines Zustellungsmangels

nach 5 9 Abs° 4 ausschließt, ist für den vorliegenden Fall
schon deswegen nicht anwendbar, weil eine Zustellung des
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ersten Verwaltungsbescheides einer Krankenkasse in der

ReichsVersicherungsordnung (RVO)_nioht vorgeschrieben

‚iste % 455 EVO, der im Vierten Abschnitt des Ersten
Buchs der EVO steht und zu den “Sonstigen gemeinsamen

Vorschriften“ gehört9 sagt nur etwas aus über die Form

der Zustellung? nicht aber‚ wenn zugestellt werden muß

(anders z„Bo % 4590 EVO für die Unfallversicherung und
€ 4654 Abs° 4 RVO für die Arbeiterrentenversioherung)°

Ist aber eine Zustellung nicht vorgeschrieben? dann kommt

es für den Lauf der Widerspruchsfrist darauf an? wenn

der Verwaltungsakt dem Empfänger bekanntgegeben worden

ist (5 84 Abs° 4 SGG)„ Das SG hat nun zwar nicht auf den

Tag genau festgestellt‚ wann diese Eckanntgabe erfolgte‚

sondern nur, daß diese im Laufe des September 4969 ge»
'

schaho Auf jeden Fall war jedoch die Widerspruchsfrist

von einem Jahr (% 66 Abs° 2 SGG) z„Zt° des Eingangs des
Widerspruchs des Klägers bei der Beklagten am 490 No—

vember 4974 abgelaufen und damit ihr Verwaltungsakt vom

9° September 4969 bindend geworden (5 77 EGG)„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGGO

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

